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Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser,

in dieser Ausgabe von Recht der Wirtschaft
bieten wir Ihnen einen breit gefächerten Ein-
blick über aktuelle Entwicklungen und Recht-
sprechung mit Bedeutung für Unternehmen
und Privatpersonen. Den Auftakt bildet ein
Themenbeitrag von Prof. Dr. Patrick Peters,
der den Vermögensschutz im Ausland und
die Internationalisierung von liquidem Ver-
mögen beleuchtet. Er zeigt auf, dass es für
Unternehmer, Freiberufler und vermögende
Privatpersonen sachgerecht sein kann, mit ih-
rem Sitz bzw. Lebensmittelpunkt in Deutsch-
land zu verbleiben, aber liquides Vermögen
aus nationalen Strukturen zu lösen. Dabei
kommen Schweiz und Liechtenstein als etab-
lierte Finanzplätze in Betracht, sofern Aus-
landsvermögen transparent gegenüber Ver-
waltung, Bank und Familie eingebunden wird.

In der Rubrik Steuerrecht stellt sich zunächst
Birgit Reindl der Frage, wie Vermögens-
übertragungen im Falle von Teilentgeltlichkeit
ertragssteuerrechtlich zu beurteilen sind. Sie
erläutert im ersten Teil des fortzusetzenden
Beitrags anschaulich die Regeln der Tren-
nungs- und Einheitstheorie und analysiert
spezifische Regelungen des § 6 Abs. 5 EStG
für Betriebsvermögen und Personengesell-
schaften. Dr. Carl Friedrich Vees greift im
Anschluss zwei aktuelle BFH-Urteile auf: Zum
einen die Möglichkeit steuerlicher Rückstel-
lungen für ein Vorruhestandsmodell, zum an-
deren den Zeitpunkt der Aktivierung des
Rückbauanspruchs eines Vermieters gegen
den Mieter. Abrundend wirft Claudia Ossola-
Haring erb- und schenkungsrechtliche Pro-
bleme auf, indem sie die Bewertung einer
unentgeltlichen Zuwendung einer Kapital-

lebensversicherung unter Nießbrauchsvor-
behalt sowie die Grenzen für die Einordnung
von Rechtsanwaltskosten als abziehbare Nach-
lassverbindlichkeiten bei der Erbauseinander-
setzung schildert.

Im Arbeitsrecht erörtert Christian Vetter vier
praxisnahe Probleme anhand von LAG-Ent-
scheidungen. Im Bereich der Arbeitnehmer
behandelt er, inwiefern übertriebene Steigerun-
gen in einem Arbeitszeugnis den Zeugnis-
anspruch nicht erfüllen können und wie ein
Kündigungsschreiben unter Anwesenden trotz
Annahmeverweigerung zugehen kann. Für Be-
triebsräte hebt er hervor, dass auch Anwesen-
heitszeiten von freigestellten Betriebsratsmit-
gliedern genau zu erfassen und auch arbeits-,
aber nicht amtsunfähige Betriebsräte auf deren
Wunsche zu Sitzungen einzuladen sind. Die Ent-
scheidungen enthalten wertvolle Hinweise für
Arbeitgeber und Arbeitnehmer.

Abschließend widmet sich Dr. Dr. Frank Ebert
im Verkehrsrecht einem Berufungsverfahren
über Schadensersatzansprüche vor dem Saar-
ländischen OLG. Er untersucht im Falle eines
Auffahrunfalles nach einem Schneeballwurf
auf die Windschutzscheibe des vorausfahren-
den PKW, ob der gegen die Auffahrende strei-
tende Anscheinsbeweis durch erkennbare
Straßenglätte oder Verhalten der Vorausfah-
renden erschüttert werden kann.

Schreiben Sie uns gerne an, wenn Sie Fra-
gen oder Anregungen haben (redaktion@
boorberg.de).

Viel Spaß beim Lesen!

Matthias Grunddei, RdW-Redaktion
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THEMA

Vermögensschutz im Ausland: Wie man liquides Vermögen
internationalisiert
von Prof. Dr. Patrick Peters

Viele Unternehmer, Freiberufler und vermögende Privatpersonen bleiben mit ihrem
Lebensmittelpunkt bewusst in Deutschland und prüfen dennoch, ob ein Teil ihres liquiden
Vermögens im Ausland geführt werden sollte. Die Schweiz und Liechtenstein kommen
dabei als etablierte Finanzplätze in Betracht, wenn Auslandsvermögen gegenüber Finanz-
verwaltung, Bank und Familie nachvollziehbar eingebunden wird.

Liquides Vermögen wirkt im Alltag oft über-
sichtlich. Bankguthaben lassen sich täglich
abrufen, Depots sind digital einsehbar, und
die laufende Verwaltung ist meist über Jahre
eingespielt. Gerade darin liegt jedoch ein Risi-
ko, das in der Vermögensplanung häufig zu
selten geprüft wird. Viele Vermögensinhaber
halten erhebliche Beträge bei wenigen Ban-
ken, häufig im selben Land und innerhalb
vertrauter Beziehungen. Diese Struktur kann
lange gut funktionieren, sollte mit zunehmen-
der Vermögenshöhe aber überprüft werden.
Wer ein Unternehmen führt, eine Kanzlei be-
treibt oder nach einem Verkauf größere Liqui-
dität aufgebaut hat, sollte die Anlagefrage zu-
rückstellen. Zuerst ist zu klären, bei welchen
Banken die Mittel liegen, wer bei Krankheit
oder Tod Zugriff erhält und welche Regeln für
Konten und Depots gelten.

Der Begriff Vermögensschutz im Ausland ist
deshalb präzise zu fassen, denn gemeint ist
keine Fluchtbewegung aus dem deutschen
Rechts- und Steuerraum. Der Wohnsitz bleibt
in Deutschland, die persönliche Steuerpflicht
bleibt bestehen und die Vermögenswerte
müssen ordnungsgemäß erklärt werden. In-
ternationalisierung bedeutet, einen Teil des
liquiden Vermögens an einem anderen
Finanzplatz zu führen, während Wohnsitz, Fa-
milie, Beruf und Unternehmen in Deutschland
bleiben. Für viele Unternehmer bleiben

Kunden und Mitarbeiter in Deutschland. Häu-
fig befinden sich auch die privaten Immobilien
hier und die Familie lebt weiter am bisherigen
Ort. Gleichwohl kann es sachgerecht sein, li-
quide Mittel nicht vollständig in denselben
nationalen Strukturen zu belassen, in denen
auch berufliches Risiko und Alltagsliquidität
konzentriert sind.

Auslandsvermögen muss transparent
eingebunden sein

„Die Schweiz und Liechtenstein stehen bei
solchen Überlegungen aus nachvollziehbaren
Gründen im Fokus. Beide Finanzplätze ver-
fügen über eine lange Tradition mit Kunden,
deren Vermögen über mehrere Länder hin-
weg organisiert ist. In der Schweiz steht dabei
vor allem der große internationale Bankplatz
im Vordergrund; Liechtenstein wird häufig
einbezogen, wenn private Vermögen langfris-
tig geordnet und über Generationen hinweg
betreut werden sollen. Liechtenstein ist klei-
ner, aber eng mit Fragen der Vermögensorga-
nisation und Nachfolge verbunden und zu-
gleich in europäische Regeln eingebunden“,
sagt Tilmann Speck, Geschäftsführer von
Plan F Finanzdienstleistungen aus Stuttgart
und Experte für Vermögensschutz mit Aus-
landsbezug. Diese Einordnung ersetze natür-
lich keine Einzelfallprüfung, erkläre aber,
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warum beide Länder regelmäßig in Betracht
kämen, wenn Vermögensinhaber eine zusätz-
liche ausländische Bank- oder Depotbezie-
hung prüften. Tragfähig werde eine solche
Lösung erst, wenn sie zur bestehenden Ver-
mögensstruktur passe und in Deutschland
vollständig nachvollziehbar bleibe.

Diese Prüfung steht heute in einem anderen
rechtlichen Umfeld als früher. Die Schweiz
und Liechtenstein nehmen am automatischen
Informationsaustausch über Finanzkonten
teil. Schweizer Finanzinstitute melden Kon-
todaten ausländisch steuerlich ansässiger
Kunden an die Eidgenössische Steuerverwal-
tung, die sie an die zuständigen Behörden
der Partnerstaaten weiterleitet. Deutsche
Vermögensinhaber müssen deshalb damit
rechnen, dass relevante Kontodaten den zu-
ständigen Behörden bekannt werden. Eine
Auslandsstruktur sollte daher von Beginn an
so eingerichtet werden, dass sie steuerlich
erklärt und gegenüber der Familie nachvoll-
zogen werden kann. Wer Auslandsvermögen
ordnungsgemäß einbindet, nutzt keinen Grau-
bereich, sondern erweitert seine Vermögens-
organisation innerhalb eines transparenten
Rechtsrahmens.

Bankguthaben und Wertpapierdepots
unterschiedlich behandeln

Damit verschiebt sich die praktische Auf-
merksamkeit auf die richtige Ausgangsfrage.
Eine ausländische Bankverbindung schützt
Vermögen nicht deshalb, weil sie im Ausland
liegt. Sie kann hilfreich sein, wenn ein sehr
großer Teil liquider Mittel bei wenigen Insti-
tuten liegt. Ebenso kann sie sinnvoll sein,
wenn der Vermögensinhaber festlegen will,
welcher Teil des Vermögens im Ernstfall un-
abhängig von der deutschen Hauptbank ver-
fügbar bleiben soll. Vor einer Umsetzung
muss feststehen, welcher Teil des liquiden
Vermögens überhaupt betroffen ist und ob
es sich um Guthaben, Wertpapiere oder ver-
waltete Vermögenswerte handelt. Diese Un-
terscheidung ist für den Schutz im Krisenfall
erheblich, weil Bankeinlagen und Wertschrif-
tendepots rechtlich unterschiedlich behan-
delt werden.

Bankguthaben unterliegen regelmäßig einem
Sicherungssystem, das aber nur bis zu einer
bestimmten Höhe greift. In der Schweiz
schützt die gesetzlich geregelte Einlagensi-
cherung über die Schweizerische Banken-
Selbstregulierungsorganisation esisuisse Kun-
denguthaben bis zu 100.000 Schweizer Fran-
ken pro Kunde und Bank; Beträge darüber sind
nicht in gleicher Weise abgesichert. Auch in
Deutschland gilt ein Schwellenwert von
100.000 Euro. Wertschriften im Depot gehören
dagegen grundsätzlich dem Kunden und
werden im Konkursfall ausgesondert, soweit
keine besonderen Rechte der Bank entgegen-
stehen. Liechtenstein verfügt ebenfalls über
ein System, das Einlagen und bestimmte An-
legeransprüche schützt. Vor einer Entschei-
dung sollte jedoch geprüft werden, welche Ver-
mögensart im konkreten Fall erfasst ist, und
welche Höchstbeträge gelten. Für die Praxis
ist diese Unterscheidung wichtiger als die
spätere Produktauswahl. Der Vermögensinha-
ber muss wissen, ob ihm die Bank Geld schul-
det, das als Guthaben geführt wird, oder ob die
Bank Wertpapiere für ihn verwahrt.

Auslandsvermögen schützt nicht
vor Steuern

„Für deutsche Vermögensinhaber kann dies
ein Anlass sein, die Vermögensaufteilung ge-
nauer zu prüfen. Wer hohe Liquidität auf
wenigen Konten lagert, sollte wissen, welche
Beträge im Sicherungssystem erfasst sind.
Wer größere Wertpapierdepots unterhält,
sollte klären, wie die Depotführung vertraglich
geregelt ist und welche Pfand- oder Verrech-
nungsrechte vereinbart wurden“, betont Til-
mann Speck. Auch Vollmachten verdienen
nach Ansicht des Experten besondere Auf-
merksamkeit: „Ein Vermögen kann internatio-
nal breit geführt sein und im Ernstfall trotz-
dem schwer zugänglich werden, wenn die
handelnden Personen nicht wirksam legiti-
miert sind. Eine ausländische Struktur darf
die Trennung zwischen privater Vorsorge und
betrieblich benötigten Mitteln nicht ver-
wischen.“

Diese Grenze ist wesentlich: Auslandsver-
mögen schützt nicht vor Steuern, nicht vor
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Unterhalts- oder Pflichtteilsansprüchen und
nicht vor rechtmäßig durchsetzbaren Forde-
rungen. Wer Vermögen ins Ausland verlagert,
um Gläubiger zu benachteiligen oder Anga-
ben gegenüber Behörden zu verschleiern, be-
wegt sich in einem rechtlichen Risikobereich.
Eine seriöse Internationalisierung setzt früher
an. Sie ordnet Vermögen so, dass ein Teil
nicht vollständig von der deutschen Haupt-
bank abhängt und berechtigte Personen im
Ernstfall handlungsfähig bleiben. Dafür muss
das Auslandsvermögen steuerlich erklärt wer-
den. Außerdem muss die Herkunft der Mittel
so belegt sein, dass die Bank ihre Sorgfalts-
pflichten erfüllen kann.

Die Mittelherkunft ist in der Praxis ein ent-
scheidender Punkt. Banken in der Schweiz
und in Liechtenstein werden prüfen, woher
das Vermögen stammt. Außerdem müssen sie
feststellen, wer wirtschaftlich berechtigt ist
und in welchem Staat der Kunde steuerlich
ansässig ist. Wer dort eine Beziehung eröff-
net, muss mit detaillierten Fragen rechnen.
Für Unternehmer und Freiberufler ist es daher
sinnvoll, relevante Unterlagen früh zusam-
menzustellen – etwa Kaufverträge, Erbschei-
ne, Steuerbescheide oder Gesellschaftsunter-
lagen. Sind diese Unterlagen früh verfügbar,
lassen sich Rückfragen der Bank meist schnel-
ler beantworten.

Ausländische Bankverbindung auf
Vollmachten und Testament abstimmen

Auch die familiäre Seite sollte früh berück-
sichtigt werden. Liquides Vermögen dient
häufig der eigenen Altersversorgung. In vie-
len Familien soll es außerdem später auf Kin-
der übergehen oder den Ehegatten absi-
chern. Eine ausländische Bankverbindung
muss deshalb mit Vollmachten, Testamenten
und gegebenenfalls Eheverträgen zusam-
menpassen. Wenn der Vermögensinhaber
ausfällt, muss klar sein, wer handeln darf
und welche Unterlagen die Bank anerkennt.
Nationale Vollmachten werden im Ausland
nicht immer ohne Weiteres gleich verstan-
den; je nach Institut können zusätzliche
Formvorgaben oder eigene Bankvollmachten
erforderlich sein.

Vor der Einrichtung einer ausländischen
Bankverbindung sollte die bestehende Ver-
mögenslage vollständig erfasst werden. Dazu
gehört, welche Konten und Depots bestehen,
welche Mittel privat gehalten werden und
welche Beträge betrieblich benötigt werden.
Ebenso muss klar sein, wer bereits Zugriff hat.
Erst auf dieser Grundlage lässt sich entschei-
den, ob eine Bank- oder Depotverbindung in
der Schweiz oder in Liechtenstein sinnvoll ist.
Erst wenn diese Entscheidung tragfähig
begründet ist, stellt sich die Frage nach der
konkreten Umsetzung. Damit bleibt der Fokus
bewusst auf Struktur und Rechtssicherheit;
einzelne Produkte oder Anbieter stehen nicht
im Mittelpunkt.

Tilmann Speck weiß aus der Praxis, dass
häufig Schwellenwerte diskutiert werden, ab
wann sich die ausländische Depotführung
tatsächlich lohne. Er sagt aber: „Eine realisti-
sche Schwelle lässt sich nicht allein in Euro
bestimmen. Bei sehr kleinen Beträgen über-
steigt der administrative Aufwand häufig den
Nutzen. Bei größeren liquiden Vermögen
kann eine Prüfung sinnvoll werden, wenn
der bisherige Aufbau stark auf wenige Bank-
verbindungen ausgerichtet ist oder wenn ein
bestimmter Teil des Vermögens langfristig
außerhalb der laufenden Alltagsliquidität ge-
führt werden soll.“ Entscheidend sei nicht die
Zahl an sich. Maßgeblich sei, ob ein be-
stimmter Vermögensteil außerhalb der deut-
schen Hauptbank geführt werden soll, etwa
um langfristige Reserven getrennt zu halten
oder um die Nachfolge praktisch vor-
zubereiten.

Die Internationalisierung liquider Ver-
mögenswerte ist damit ein Thema für Ver-
mögensinhaber, die in Deutschland bleiben
und dennoch über den nationalen Rahmen
hinausdenken wollen. Sie setzt keinen Wohn-
sitzwechsel voraus und muss auch keine
grundlegende Veränderung der bisherigen
Lebensführung auslösen. Sie verlangt eine
sorgfältige Prüfung, welcher Teil des Ver-
mögens international geführt werden soll
und welche rechtlichen Folgen daran hän-
gen.
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